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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

I Geschäftszahl 14.485/2 -1/10/87 MR. Dr. Schwarzer 

L 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
1016 Wien 

Betr.: Entwurf eines Grunderwerb­
steuergesetzes 1987; 

Stellungnahme 

Klappe 5629 Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 111145. 111780 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

Datum: 9. i\PR. 1987 
.-

1 D. APR, 1987 {;Iv)' 

I '!r>rt"".·lt .-. .. . -... -----

-~-X-it~~~~ 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
beehrt sich, anverwahrt 25 Ausfertigungen seiner Stellung­
nahme zum Entwurf eines Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu 
übermitteln. 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

I/lien, am 8. April 1987 

Für den Bundesminister: 
J e 1 i n e k 
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" REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN 1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

I Geschäftszahl 14.485/2-1/10/87 ER. Dr. Schwarzer 
Klappe 562 <;purchwahl 

Fernschreib-Nr. 111145, 111780 

L 

An das 

Bundesministerium für Finanzen 
Himmelpfortgasse 4-8 
1011 vlien 

Betr.: :2ntwurf eines Grunderwerb­
steuergesetzes 1987; 

Stellungnahme 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

Dringend 

zu GZ 10 0202/5-1V/10/87 vom 3.3.1987 

Zu o.a. Note beehrt sich das Bundesministerium für wirtschaft­

liche Angelegenheiten mitzuteilen, daß der "Sntvrurf einos Grund­
erwerbsteuergesetzes 1987 aus ho. Sicht zu folgendem Bemcrkungpn 

Anlaß gibt: 

1) Zu § 2 A bs . 1 Z 2: 

Bntgegen dem Berggesetz,BGBl.Nr. 73/1954, verwendet das gel tpndp 

Berggesetz 1975, BGBl.Nr. 259 Ld.F. BGBL Nr. 124/1978 und 
BGBL Nr. 520/1982, nicht den Begriff "Hineralien" sondern 

"mineralische Rohstoffe". Für die Gewinnung mineralischer 
Rohstoffe kommen folgende Berechtigungen in Betracht: 
Das Gewinnungsrecht (einschließlich des Aneignungsrechtes) hin­
sichtlich bergfreier mineralischer Rohstoffe wird durch V"'r­

leihung von Bergwerksberechtigungen erworben (siehe §§ 30 und 
31 des Berggesetzes 1975). Für die Gewinnung grundeigener 
mineralischer Rohstoffe ist eine Gewinnungsbewilligung er­

forderlich (siehe § 94 Abs. 1 des Berggesetzes 1975), die auf 
Ansuchen für ein Abbaufeld erteilt wird, wenn der Bewilligungs­
'werber Eigentümer der Grundstücke im Abbaufeld ist oder er 

nachweist, daß ihm die Grundeigentümer das Gewinnen einschließ­

lich des Rechtes der Aneignung dieser mineralischen Rohstoff!? 

. / . 
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Uberlassen haben. Für die Gewinnung sonstiger mineralischDr 

Rol:.stoffe ist eine Gevlerbeberechtigung erforderlich. !mcr~ 

hiefür mÜSSen die privatrecht"Lichen Voraussetzungen gogebpn 
s~ün. 

~elches die Gewinnung von mineralischen Rohstoffen betreffendp 

Rechtsinstitut durch den Begriff "Eineralgewinnungsrechte" im 

§ 2 Abs. 1 Z 2 des "Snt"rrurfs erfa3t w:~rdpn soll, ist unklar. 

:Der VervIal tungsgerich tshof 11a t im Erkenntnis vom 9.9. 1970, 
Z1. 269/69, zum Begriff "Eineralgewinnungsrechtel! i:;n § 61 
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes 1955, BG31.Nr. 148, in der 
vor dem Inkrafttreten der Bewertungsgesetz-Novelle 1971, 
BGBl.Nr. 172, geltenden Fassung ausgeführt, daß darunter 
die von der Bergbehörde nach den bergrechtlichen Bestimrmmgen 

verliehenen Berech tigungen zur Gevrinnung von r-IiIl-eralien zu 
verstehen seien (siehe hiezu auch das Erkenntnis des Ver­
\'laltungsgerichtshofes vom 19.2.1963, Z1. 151/62). 
Ei t eIer BevTertungsgesetzl10velle 1971 wurde der Begriff "11Ji­

neralge 1irinnungsrechte" im § 61 des Bewertungsgesetzes 1955 
- offenbar im Hinblick auf die vorgenannte Judikatur des Ver­
\Val tUJlgsgerichtshofes - durch den Ausdruck "Bprech tigungpn 

nach dem Berggesetz, BGBl.Nr. 73/1954", ersetzt. 
Nach Fellner, Gebühren und Verkehrssteuern, Band 11, 3. Tpil, 

Grunderwerbsteuer, sei die Auslegung der im § 61 Abs. 1 des 

Be\'Tertungsgesetzes 1955 ge braucht~m Begriffe wegen der gle tch­

artigen Zielsetzung dieser Bestimmung mtt der Zielsetzung dps 
§ 2 Abs. 1 Z 2 des Grunderwerbsteuergesetzps 1955 (Abgrpnzung 
des Grundvermögens) auch für das Gru..'I1derwerbsteuerrecht an­

wendbar. Unter Berücksichtigung der Rechtssprechung des Ver­
wal tungsgerichtshofes ,,,ären daher unter "IVIineralgewinnungs­

rechten" im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Grunderwerbsteuer­
gesetzes 1955 von der Bergbehörde zur Gewinnung von minera­
lischen Rohstoffen verliehene Rechte zu verstehen. 
Hingegen sind nach Czurda, Kommentar zum Grunderwerbsteuer­
gesetz 1955, TZ 61, 62 zu § 2 des Grunderwerbsteuergesetzes 1955 
"l"lineralgewinnungsrechte" im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 leg. ci t. 
nur Berechtigungen zur Gewinnung von bergfreien mineralischen 
Rohstoffen, somit Bergvverksberechtigungen im Sinne der §§ 30 
und 31 des Berggesetzes 1975. 

. / . 
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Um AuslegungsschlJierigkei ten zu vermeiden und zur Ver"ün­

heitlichung der vervffindeten Begriffe sollte § 2 Abs. 1 Z 2 

des :~nhJUrfs daher lauten: 

!I Gevrinnungs berf':'ch tigungen nach dem Berggesetz 1975, EGBL 

Nr.259 ...... 11
• 

Darauf '·Järe auch in den ~rlRuterungen Bezug zu nphmpn. 

2) Aus der Sicht des ho. 1:!irkungsbereichps ist es bedeutsam, 

daß nunmehr eine der bisherigen Regelung gemäß § 4 Abs. 1 

2iff. 7 Grunderwerbs teuergesetz 19 55 vergleichbare Ausnahm~­
bestimmung zugunsten gevlisser öffentlichen ZVleckpn dipnendpr 

Liegenschaftserwerbsvorgängp ntcht mehr vorgesehen ist. All­
gemein ist den Begutachtungsunterlagen zu entnehmen, daß dies 
aus der Aufhebung maßgeblichpr Bestimmungen des bisherigpn 
Grunderwerbstpuergesetzes durch den Verfassungsgerichtshof 

aus der Sicht einer verschiedenartigen Gleichhei tsvridrigkei t 
abgeleitet vrird. 
Dazu Hird bemerkt, daß die im ho. \/irkungsbereich - "de auch 
in anderen vergleichbaren '\1irkungsbereichen - vorkommenden 

Liegenschaftservrerbsvorgänge, wenn sie auch immer namens des 

Bundes als Träger von Privatrechten erfolgen, doch nicht vre­

sentlich im Privatinteresse dieses Rechtsträgers gelegen sind. 

3s ist davon auszugehen, daß die betreffenden Liegenschaften 

zu dem Z'wecke ervrorben werden, Raumbedürfnisse der Bundes­

zentralstelIen und deren nachgeordneter Dienststellen zu be­
friedigen, die sich im wesentlichen aus deren Aufgaben in 

Vollziehung der Gesetze ableiten lassen. Zumeist handelt es 

sich überdies um hoheitliche Aufgaben, für welche diese Raum­
bedürfnisse befriedigt 'werden müssen. 

Diesbezüglich wird auf die Auffassung der Bundesregierung an­

läßlich der Regierungsvorlage zur AVG-Novrüle BGBl.Nr. 45/1968 

(vgl. 664 der B~ilagen zu den stenographischfm Protokollen 
des Nationalrates, XI. GP) verwiesen. Demnach hängt dip Durch­

führung hoheitsrechtlicher Aufgaben unter gewissen Umständen 
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davon ab, daß ge',visse Amtshandlungen vorgenommen \verden, die 
den zur Vollziehung von Gesetzen berufenen Rechtsträger (in 
der Hehrzahl der Fälle den Bund) als Privatwirtschaftsobjekt 
betreffen. In solchen 7ällen besteht ein enger Konnex z\vischen 

den hoheitlichen Funktionen und der ParteisteIlung des be­
treffenden 2echtsträgers, sodaß eine Befreiung sachlich ge­
rechtfertigt erscheint. -Ss liegt demnach dort im wesentlichen 

kein Privatinteresse des betreffenden Rechtsträgers vor. 
Dieselbe Relation besteht nun zwischen den in Rede stehenden 

Liegenschaftserv!erbsaufga ben und den auf Seiten der "be­

nützenden Ressorts" bestehenden gesetzlichen Vorpflichtungon 

und daraus resultierenden Hoheitsakten. 

3s ist darauf hinzm'Jeisen, daß die bislang geltende Fassung 

des § 78 AVG 1950, die durch die angeführte Novelle Gesetz 

wurde, aus der Sicht des Gleichheitsgru..n.dsatzes unbestritten 

geblieben ist. 
Dem in Rede stehenden aufhebenden 'Srkenntnis des Verf2.ssungs­

gerichtshofes ist auch speziell in dieser Richtung nichts zu 

entnehmen. Die dort in den Vordergrund gestellten Problomp 

aus der Sicht des Gleichheitsgrundsatzes bezogen sich nicht 
auf die Stellung des Bundes als gleichzeitiger Träger von 

hohei tlichen und pri vatvrirtschaftsbezogenen Funktionen, sonde:.rn 
auf vergleichbare Aufgaben, welche sowohl von öffentlichen 
RpCD tsträgern als auch von Pri va trech tso bj ekten vorgenolilrnen 
werden (z.B. Altorsheime usw.). 
3s 1;/ird daher die Neinung vertreten, daß im Zuge des lnner­
halb des vorliegenden Gesetzesentwurfes verbliebenen Ausnahmen­

katalogs (§ 3 Abs.1 des Gesetzesent'NUrfes) eine Ausnahme zu­
mindest hinsichtlich der den hoheitlichen Aufgaben des Bundes 
dienenden 3rwerbsvorgänge statuiert werden sollte. 
Hievon abgesehen und unpräjudiziell für den eben eingenommenen 

Standpunkt ergibt sich aber die Überlegung, daß die aus den 
Begutachtungsunterlagen zu entnehmende Absicht einer möglichst 

anzustrebenden Aufkommensneutralität ein Gegenstück auch auf 

der :Sbene der Bemessung der jeweils in Betracht kommenden, da­

runter auch der ho. zur Verfügung stehenden Kredite haben 
müßte. 'vTäre dies nicht der Fall, so könnte in keiner Vl-oise 
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von einer lückenlosen ';rreichung d.es vorangeführten Zieles 

gesprochen werden. 

Konkret ist in diesem Zusa:r:ilIilenbang davon auszugehen, daß im 

Durchschnitt der letzten Jahre d.em ho. Bundesministerium für 

Aufgaben des Bundeshochbaus Liegenschaftserwerbskredite in 

einer Grä ßenordnung von rund 700 IHllionen zur Verfügung 

gestanden sind (vglo hiezu die in den jeweiligen Bundes­

finanzgesetzen enthaltenen finanzgesetzlichen Ansätze 1/646 13, 

1/64633, 1/64663, 1/64673, 1/64883). Die mit diesen Mitteln 
getätigten Liegenschaftserwerbsvorgänge unterlagen, von ver­

nachlässigbaren Ausnahmen abgesehen, einer Grunderwerbsteuer­
befreiung gemäß § 4 Abs. 1 Ziff. 7 des bisher geltenden Gc.­

setzes. Nur in ?inzelfällen konnte innerhalb der bisher vor­
gesehenen gevresenen 8-jährigen Frist der begünstigte Zvveck 
nicht erfiJll t vrerden, sodaß ausnahmsweise eine Grunderwerb­
steuer zu beglelchen war. Insgesamt lag jedenfalls der in 

diesen Jahren durchschnittlich beglichene Betrag in einer 
Größenordnung von höchstens 1;~ des zur Verfügung gestandenen 
Gesamtbetrages in der eingangs er\'lähnten Höhe. Dem würde nun­
mehr generell und ohne eine zugunsten des ho. Wirkungsbereiches 

statuierte Ausnahme ein Steuersatz von 4% gegenüberstehen. 
Daraus resultiert, daß im ho. ','lirkungs bereich, soferne nicht 

ein "Gegenstück" auf der Ebene der :Bemessung der ho. Kredite 

vorgesehen würde, ein Defizit in der Größenordnung von minde­

stens 3% des zur Verfügung stehenden Gesamtbetrages, also ein 

Defizitbetrag zwischen 20 und 25 Billionen Schilling jährlich 

entstünde. 

Sollte daher eine Ausnahme im vorher dargelegten Sinne nicht 

mehr zustandekommen können, müßte unbedingt auf eine parallel 
hiezu erfdgeTIeAngleichung der einschlägigen Kredite gedrffi~gt 

werden. 

3) Gegenüber der bisher geltenden Gesetzesregelung ergibt sich, 

daß künftig weder der Kleinwohnungsbau noch der Arbeiterwohn­
stättenbau in den Genuß einer Grunderwerbsteuerbefreiung kommt, 
was zu einer Erhöhung der Kosten im \'lohnbau führen wird. Es 

wird daher angeregt,zu überdenken, ob nicht eine Steuerbefreiung 
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bei Schaffung von Klein- und I1ittp.l\'lohnungen (Nutzflächr.:. bis 

130 m2) vorgesehen \'Terdp.n sollte. 

25 Ausf~rtigungen dieser Stellungnahm8 werden u.e. dem Prä­

sidium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Richtigkeit 
de:p-~ ... \.usfer. t .. igun.g/ ... -.. I ' / 

! 
.~ ~/ 

.. ~ .. Y}J::':>'Y ~ 
( . 

./ 

Wien, am 8. April 1987 

Für den Bundesminister: 

J e 1 i n e k 

, 
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